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Reichs⸗Geſetzblatt. 


2 16. 


. — 
Juhalt: Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags zum Reichshaushalts⸗Etat für 1881/82. S. 178.— 
Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen des Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebühren ⸗ 

ordnung fur Gerichtsvollzieher. S. 178. 


(Rr. 1434.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags zum ReichshaushaltsEtat für 
das Etatsjahr 1881/82. Vom 27. Juni 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
$. 1. 


ö Der dieſem Geſetze als Anlage beigefügte Nachtrag zum Reichshaushalts⸗ 
/ Etat für das Etatsjahr 1881/82 wird in Ausgabe 
auf 395 846 Mark, nämlich 
auf 30 846 Mark an fortdauernden, und 
auf 365 000 Mark an einmaligen Ausgaben, 
feſtgeſtellt und tritt dem durch das Geſetz vom 28. März 1881 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 41) feſtgeſtellten Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1881/82 hinzu. 


§. 2. 

Die Mittel zur Beſtreitung dieſes Mehrbedarfs ſind, ſoweit dieſelben nicht 
durch Mehrerträge bei den außer den Matrikularbeiträgen zur Reichskaſſe fließenden 
regelmäßigen Enmahmen ihre Deckung finden „durch Beiträge der einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. N 

Gegeben Bad Ems, den 27. Juni 1881. 

(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. 


Reichs -Geſetzbll. 1881. 30 
Ausgegeben zu Berlin den 6. Auli 1881. 


Nachtrag 


zum 


Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1881/82. 


Für das 
5 Etatsjahr 
3 Ausgabe. 1881/82 
— 2 
S 


treten hinzu 


Mark. 


Fortdauernde Ausgaben. 


V. Beichsamt des Innern. 
Patentamt 


10 200 
Summe W für ſich. 
VM. Verwaltung des Keichsheeres. 
44. Militärverwaltung von Bayern 


20 646 
Summe VI für ſich. 
Summe der fortdauernden Ausgaben 30 846 


Einmalige Ausgaben. 


III. RKeichsamt des Innern 60 000 


V. Verwaltung des Reid)sheeres. 


N 


Ordentlicher Etat. 
a) Preußen ze mer ee 


155 000 
Seite. 155 000 
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Für das 
en Etatsjahr 
3 Ausgabe. 1881/82 
S 2 treten hinzu 

Mark. 
Uebertrag . 155 000 
6. Außerordentlicher Etat. 
2/12. 


Zu ſonſtigen Garniſoneinrichtungen in Elſaß⸗Lothringen 150 000 
Summe VI. 305 000 
Summe III.. 60000 


Summe der einmaligen Ausgaben . 365 000 


Summe der fortdauernden Ausgaben . . 30846 


Summe der Ausgabe . .| 395 846 


Bad Ems, den 27. Juni 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. 


30* 
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(Nr. 1435.) Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen des Gerichtskoſtengeſetzes 
und der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher. Vom 29. Juni 1881. 


2 TH N ce 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 


von Preußen ıc, 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Artitel 17 


An Stelle der nachſtehend bezeichneten Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes 
treten die folgenden Beſtimmungen: 
1. an Stelle des F. 22: 

Die Beweisgebühr (F. 18 Nr. 2) wird nur zur Hälfte erhoben, 
wenn die angeordnete Beweisaufnahme weder ganz noch theilweiſe ſtatt⸗ 
gefunden hat. 

Dasſelbe findet ſtatt, ſoweit bezüglich des durch die Beweis⸗ 
anordnung betroffenen Gegenſtandes ein zur Beilegung des Rechtsſtreits 
abgeſchloſſener Vergleich aufgenommen oder auf Grund eines An⸗ 
erkenntniſſes oder Verzichts eine Entſcheidung erlaſſen wird. 

2. an Stelle des F. 23: * 

Nur drei Zehntheile der Entſcheidungsgebühr werden erhoben für 
die auf Grund eines Anerkenntniſſes oder Verzichts erlaſſene Entſcheidung. 

Die Entſcheidungsgebühr wird zu drei Zehntheilen auch für die 
Aufnahme eines zur Beilegung des Rechtsſtreits abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleichs erhoben. 

3. an Stelle des F. 34: 

Drei Zehntheile der Gebühr ($. 8) werden erhoben für die Ent 
ſcheidung, einſchließlich des Verfahrens, über Anträge: 

J. auf Entmündigung oder Wiederaufhebung einer Entmündigung, 

ſoweit die Amtsgerichte zuſtändig find (Civilprozeßordnung §§. 593 

bis 603, 616 bis 619, 621 bis 623, 625); 

2. auf Anordnung der von Schiedsrichtern für erforderlich erachteten 

richterlichen Handlungen (Civilprozeßordnung H. 862). 

4. an Stelle des F. 35: 

Zwei Zehntheile der Gebühr ($. 8) werden erhoben für die Ent⸗ 

ſcheidung, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens, über Anträge: 
1. auf vorläufige Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung einer 
Zwangsvollſtreckung (Ciwilprozeßordnung F. 647, 657, 688, 690 

Abſ. 3, $$. 696, 710 Abſ. 4), 


— 179 — 


2. auf gerichtliche Handlungen der Zwangsvollſtreckung (Civilprozeß⸗ 

ordnung $$. 684, 700, 723, 724, 726, 729, 730 Abſ. 1, 

$$. 736, 738, 743, 745 bis 747, 754, 755, 771 Abſ. 4, 

F. 772, 781 Abſ. 2, §. 782, 810 Abſ. 3); 

3. auf Anordnung oder Aufhebung eines Arreſtes oder einer einſt⸗ 

weiligen Verfügung (Civilprozeßordnung $$. 801, 802, 813, 815 

bis 822), ſoweit nicht nachträglich eine Gebühr des $. 26 Nr. 9 

zur Erhebung kommt; 

ſowie 
4. über Anträge, Einwendungen oder Erinnerungen, welche die Art 

und Weiſe der Zwangsvollſtreckung oder das bei derſelben vom 

Gerichtsvollzieher zu beobachtende Verfahren oder die von ihm in 

Anſatz gebrachten Koſten oder die Weigerung desſelben betreffen, 

einen Vollſtreckungsauftrag zu übernehmen oder eine Vollſtreckungs⸗ 

aa dem Auftrage gemäß auszuführen (Civilprozeßordnung 

F. 685). 

. an Stelle des $. 36: 

Für die Entſcheidung, einſchließlich des Verfahrens, über Anträge 
auf Sicherung des Beweiſes (Civilprozeßordnung $$. 447 bis 455) 
werden drei Zehntheile der Gebühr (F. 8) und wenn eine Beweis⸗ 
aufnahme ſtattfindet, fünf Zehntheile der Gebühr erhoben. 

. an Stelle des F. 37: 

Im Mahnverfahren werden erhoben: 

1. zwei Zehntheile der Gebühr ($. 8) für die Entſcheidung über das 
Geſuch um Erlaſſung des Zahlungsbefehls (Civilprozeßordnung 
H. 631, 632); 

2. ein Zehntheil der Gebühr ($. 8) für die Entſcheidung über das 
en Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls (Civilprozeßordnung 
$. 639). 

Wird ein Geſuch um Erlaſſung des Zahlungsbefehls zurückgewieſen, 
weil der Zahlungsbefehl in Anſehung eines Theils des Anſpruchs nicht 
erlaſſen werden kann (Civilprozeßordnung $. 631 Abſ. 2), fo iſt die 
Gebühr nur nach dem Werthe dieſes Theils zu berechnen. 

Soweit die Koſten des Mahnverfahrens als Theil der Koſten eines 
entſtehenden Rechtsſtreits anzuſehen find (Civilprozeßordnung $. 638), 
wird die im Fall der Nr. 1 erhobene Gebühr auf die Gebühr des ent⸗ 
ſtehenden Rechtsſtreits angerechnet. 


. an Stelle des F. 38: 


Ein Zehntheil der Gebühr ($. 8) wird erhoben für die Entſcheidung, 
einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens, über Anträge: 


10. 


11. 


12. 
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1. auf Feſtſetzung der vom Gegner zu erſtattenden Prozeßkoſten (Civil⸗ 
prozeßordnung F. 99); 

2. auf Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel in den Fällen, in welchen 
dieſelbe auf Anordnung des Vorſitzenden zu erfolgen hat, oder 
auf Zurücknahme der Vollſtreckungsklauſel, ſofern dieſe Anträge 
nicht im Wege der Klage geſtellt werden (Civilprozeßordnung 
$$. 664 bis 666, 668, 703, 704 Abſ. 1, $. 705 Abſ. 3, $. 809), 
oder auf Ertheilung einer weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung 
(Civilprozeßordnung F. 669). 

an Stelle des F. 39 Abſatz 2: 

Betreffen mehrere gerichtliche Handlungen der Zwangsvollſtreckung 


(F. 35 Nr. 2) wegen desſelben Anſpruchs denſelben Gegenſtand, fo 
kommt die Gebühr nur einmal zur Erhebung. 


an Stelle des $. 40: 

Für das durch den Gerichtsſchreiber an die Poſt gerichtete Erſuchen 
um Bewirkung einer Zuſtellung (Civilprozeßordnung $. 179) iſt die 
einem Gerichtsvollzieher für den gleichen Akt zuſtehende Gebühr als 
Gerichtsgebühr zu erheben, ſofern nicht die Zuſtellung von Amtswegen 
bewirkt wird. 
an Stelle des F. 41: 

Für einen in Gemäßheit des $. 471 der Civilprozeßordnung ſtatt⸗ 
gehabten Sühnetermin, einſchließlich des in demſelben etwa aufgenom⸗ 
menen Vergleichs, werden drei Zehntheile der Gebühr (F. 8) erhoben. 

Die Gebühr wird, wenn der Gegner desjenigen, welcher zum 
Sühnetermin geladen hat, nicht erſchienen oder der Sühneverſuch er⸗ 
folglos geblieben iſt, auf die Gebühren eines entſtehenden Rechtsſtreits 
angerechnet. 
an Stelle des F. 44: 

Im Aufgebotsverfahren (Civilprozeßordnung §§. 823 bis 833, 
836 bis 850) wird ein Zehntheil der Gebühr (F. 8) erhoben: 

1. für die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit des Antrags; 
2. für die Verhandlung im Aufgebotstermine; 
3. für die Endentſcheidung. 


an Stelle des erſten Abſatzes des F. 46: 

Wird eine Klage, ein Antrag, ein Einſpruch oder ein Rechtsmittel 
zurückgenommen, bevor ein gebührenpflichtiger Akt ſtattgefunden hat, 
ſo wird ein Zehntheil der Gebühr erhoben, welche für die beantragte 
Entſcheidung oder im Fall des F. 43 für die beantragte Verhandlung 


zu erheben ſein würde. 


13. 


14. 


15. 
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an Stelle des F. 47 Nr. 14: 


14. über die in $. 35 Nr. 4 bezeichneten Anträge, Einwendungen oder 
Erinnerungen, ſoweit dieſelben für begründet befunden werden und 
die Koſten des Verfahrens nicht dem Gegner, ſondern dem Ge⸗ 
richtsvollzieher zur Laſt fallen; 

15. über Anträge auf Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel (Civilprozeß⸗ 
ordnung $$. 662, 663, 703, 705 Abf. 1), ſofern nicht Gebühren 
nach den Vorſchriften des §. 26 Nr. 8 oder des $. 38 zu erheben find; 

16. über Geſuche um Ertheilung des Zeugniſſes der Rechtskraft oder 
um Ertheilung des Zeugniſſes, daß innerhalb der Nothfriſt ein 
Schriftſatz zum Zwecke der Terminsbeſtimmung nicht eingereicht ſei 
(Civilprozeßordnung $. 646). 

an Stelle des $. 53: 

Für den Beſchluß, durch welchen der Antrag auf Eröffnung des 
Konkursverfahrens abgewieſen wird, einſchließlich des vorangegangenen 
Verfahrens, werden drei Zehntheile der Gebühr ($. 8) erhoben. 

Wird das Verfahren durch Verſagung der Zulaſſung des Antrags 
(Konkursordnung F. 97 Abſ. 1, $. 194 Abſ. 2, F. 195 Abſ. 2, $. 199 
Abſ. 2, F. 205 Abſ. 2) oder durch Zurücknahme des zugelaſſenen An⸗ 
trags erledigt, fo wird nur ein Zehntheil der Gebühr ($. 8) erhoben. 

Die Vorſchrift des F. 52 findet Anwendung; ſofern jedoch der 
Antrag von einem Gläubiger geſtellt wird und die Forderung desſelben 
nicht höher iſt, als der Betrag der Aktivmaſſe, wird die Gebühr nach 
dem Betrage dieſer Forderung erhoben. 


an Stelle des F. 70: 


Für das Verfahren auf erhobene Privatklage werden in erſter 
Inſtanz erhoben: 
1. wenn nach Beginn der Hauptverhandlung Einſtellung des Ver⸗ 


EF I initial sur... 5 Mark, 
2. wenn außer dem Falle der Nr. 1 die Inſtanz ohne 
Beweisaufnahme durch Urtheil beendigt wird... Ras 


3. wenn außer dem Falle der Nr. 1 die Inſtanz nach 
ſtattgehabter Beweisaufnahme durch Urtheil beendigt 


viſtonsinſtanz zu erheben. 

Für die Widerklage wird ein beſonderer Satz nicht erhoben. 

Die von der Verwaltungsbehörde erhobene Klage (Strafprozeß⸗ 
. $. 464) iſt nicht als Privatklage im Sinne dieſes Geſetzes zu 
erachten. 
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16. an Stelle des F. 78: 
Nach Maßgabe der Vorſchriften des zweiten Abſchnitts werden 
beſonders erhoben: 

1. die Gebühren für Akte, welche die Verpflichtung eines Vertheidi⸗ 
gers zur Tragung der durch Verſchulden desſelben veranlaßten 
Koſten (Strafprozeßordnung F. 145) betreffen; 

2. die Gebühren für Entſcheidungen, welche betreffen: 

a) Anträge auf Feſtſetzung der zu erſtattenden Koſten (Straf⸗ 
prozeßordnung F. 496 Abſ. 2); 

b) die Vollſtreckung einer über eine Vermögensſtrafe eine Buße 
oder über Erſtattung von Koſten ergangenen Entſcheidung 
(Strafprozeßordnung $$. 495, 496); 

e) die Beſchwerde gegen eine Entſcheidung, durch welche der 
Verfall einer zur Abwendung einer Unterſuchungshaft oder 
zur Erlangung eines Strafaufſchubs beſtellten Sicherheit aus⸗ 
geſprochen wird (Strafprozeßordnung $$. 122, 488). 


17. an Stelle des F. 101: 

Beträgt die Gebühr für die Aufnahme eines Vergleichs oder die 
auf Grund eines Anerkenntniſſes oder Verzichts erlaſſene Entſcheidung 
(. 23, 41) weniger als die Gebühr oder Abgabe, welche nach den 
Landesgeſetzen für einen außerhalb des Rechtsſtreits abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleich zur Staatskaſſe zu erheben ſein würde, ſo iſt der Mehrbetrag der 
letzteren neben der Entſcheidungsgebühr zu erheben. 


Al 
Hinter den F. 80 des Gerichtskoſtengeſetzes werden die folgenden neuen 
§§. 80 a und 80b eingeſtellt: 
F. 80a. 


Schreibgebühren werden nicht erhoben: 

1. für die von Amtswegen anzufertigenden Ausfertigungen und Ab⸗ 
ſchriften in den Fällen der §§. 4, 6, 16, 45, 47, 57, ſofern in 
denſelben keine Gebühren zu erheben find; 

2. für die Benachrichtigung von dem gegen einen Zahlungsbefehl 
erhobenen Widerſpruche (Civilprozeßordnung $. 634); 

für den Vollſtreckungsbefehl (Civilprozeßordnung $. 639); 

für die Vollſtreckungsklauſel (Civilprozeßordnung $. 663); 

5. für das Zeugniß der Rechtskraft und für das Zeugniß, daß inner- 
halb der Nothfriſt ein Schriftſatz zur Terminsbeſtimmung nicht 
eingereicht ſei (Civilprozeßordnung $. 646). 


en 
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F. 80 b. 


Für die von Amtswegen bewirkten Zuſtellungen werden baare 
Auslagen nicht erhoben. Die Erhebung der Schreibgebühr für die 
Ausfertigungen und Abſchriften des zuzuſtellenden Schriftſtücks wird 
hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


Artikel 3. 


An Stelle der nachſtehend bezeichneten Vorſchriften der Gebührenordnung 
für Gerichtsvollzieher treten die folgenden Beſtimmungen: 


1. an Stelle des $. 2: 

Die Gebühr für jede Zuſtellung beträgt. 80 Pfennig, 
in den amtsgerichtlichen und den ſchöffengerichtlichen Sachen, ſoweit 
dieſe Sachen nicht durch Einlegung eines Rechtsmittels an ein höheres 
PCV 50 Pfennig, 
für die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt (Civilprozeßordnung F. 161), 
für das an die Poſt gerichtete Erſuchen um Bewirkung einer Zuſtellung 
(Civilprozeßordnung $. 177), ſowie für die im Auftrag eines Anwalts 
an den Gegenanwalt bewirkte Zuſtellung die Hälfte jener Sätze. 

Die Zuſtellung an den Zuſtellungsbevollmächtigten mehrerer Be⸗ 
theiligter (Civilprozeßordnung $. 172 Abſ. 2) gilt als Eine Zuftellung. 


2. an Stelle des F. 3: 

Iſt eine Zuſtellung durch den Gerichtsvollzieher bewirkt, obgleich 
ſie mit geringeren Koſten durch die Poſt hätte erfolgen können, ſo 
erhält derſelbe die Mehrkoſten nur, wenn er zur Vornahme der Zu⸗ 
ſtellung ohne Benutzung der Poſt ausdrücklich ermächtigt worden iſt. 


3. an Stelle des erſten Abſatzes des F. 4: 

Die Gebühr für die Pfändung von beweglichen körperlichen Sachen 
(Civilprozeßordnung $$. 712, 713), von Früchten, welche von dem 
Boden noch nicht getrennt find (Civilprozeßordnung F. 714), ſowie von 
Forderungen aus Wechſeln oder anderen Papieren, welche durch In⸗ 
doſſament übertragen werden können (Civilprozeßordnung F. 732), 
beträgt nach der Höhe der beizutreibenden Forderung: 


bei einem Betrage bis 50 Mank einſchließlich 1 Mark, 


. . . . 100 

. . . Bert FE . 57 
5 5 * * 1 000 5 . 4 

5 s . 5 000 = . 5 P 
— „ ee 6 = 
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4. an Stelle des $. 11: 


Wird der Auftrag zur Zwangsvollſtreckung durch Leiſtung an 
den Gerichtsvollzieher erledigt, ſo erhält derſelbe 
bei Zahlungen die in $. 4 beſtimmte, nach dem gezahlten Betrage 
zu berechnende Gebühr, jedoch wenn eine Pfändung voraus⸗ 
gegangen war, nicht unter 2 Mark, 
bei Herausgabe von Sachen die in $. 6 beſtimmte Gebühr. 


5. an Stelle des $. 15: 


Den zu einer Vollſtreckungshandlung in Gemäßheit der Vorſchrift 
des $. 679 der Civilprozeßordnung zugezogenen Zeugen kann eine Ent⸗ 
ſchädigung bis zum Betrage von je 1 Mark gewährt werden. 


6. an Stelle des zweiten Abſatzes des $. 17: 

Nimmt der Gerichtsvollzieher mehrere Geſchäfte auf derſelben Reiſe 
vor, fo erhält er für jedes derſelben die volle, nach der Entfernung des 
Ortes von ſeinem Amtsſitz zu berechnende Entſchädigung, dabei gelten 
jedoch mehrere Geſchäfte, welche für denſelben Auftraggeber an demſelben 
Orte vorgenommen werden und welche ſich auf dieſelbe Rechtsangelegen⸗ 
heit beziehen, als Ein Geſchäft. 

Artikel 4. 
Dieſes Geſetz tritt am 15. Juli 1881 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 29. Juni 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 
In Vertretung des Reichskanzlers: 
v. Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


